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Die Haltung von pro familia zum Schwangerschaftsabbruch 
im Lauf der Verbandsgeschichte 
 
Seit der Gründung von pro familia im Jahr 1952 ist Schwangerschaftsabbruch eines der herausragenden 
Themen in der Arbeit. Die Schwerpunkte der Auseinandersetzung mit dem Thema haben sich im Laufe 
der Jahre verschoben und verändert. Konstant geblieben sind Grundhaltungen und elementare Forde-
rungen, für die sich der Verband einsetzt. pro familia tritt dafür ein, dass Frauen*1 nicht nur selbstständig 
und eigenverantwortlich, sondern auch frei von Strafandrohung und staatlicher Einflussnahme über die 
Fortsetzung oder den Abbruch einer Schwangerschaft entscheiden können. In der Verankerung der be-
stehenden gesetzlichen Regelungen zum Schwangerschaftsabbruch im Strafgesetzbuch sieht pro familia 
eine Diskriminierung von Frauen in Form einer massiven Einschränkung ihrer Entscheidungsfreiheit und 
Selbstbestimmung. Der Druck des Strafgesetzes führt aus Sicht von pro familia dazu, dass die Versorgung 
ungewollt schwangerer Frauen erschwert wird. Dies betrifft vor allem die Bereitstellung eines flächen-
deckenden Angebots an medizinischen Einrichtungen, die Qualität medizinischer Behandlung und per-
sönlicher Betreuung sowie die Wahlmöglichkeit der Methoden. 
 
Historischer Rückblick 

Strafrechtlich geregelt wurde der Schwangerschaftsabbruch zum ersten Mal im Reichsstrafgesetzbuch, 
das nach der Reichsgründung am 1. Januar 1872 in Kraft trat. Frauen, die eine Schwangerschaft abbra-
chen, drohte eine bis zu fünfjährige Zuchthausstrafe. In den folgenden Jahrzehnten war dieses Gesetz 
zwar wiederholt Ziel heftiger politischer Auseinandersetzungen, blieb aber auf lange Dauer unangetas-
tet. Während der Weimarer Republik wurde durch die Herabstufung des Schwangerschaftsabbruchs 
vom Verbrechen zum Vergehen eine Strafmilderung erreicht. Die zwar diskutierte Anerkennung der me-
dizinischen Indikation (Gefahr für die Gesundheit der Schwangeren) wurde indes noch nicht gesetzlich 
fixiert. Die Nationalsozialisten nahmen nach der Machtübernahme die wenigen bis dahin erreichten 
Liberalisierungen zurück. Sie verschärften den Zugang zu Schwangerschaftsabbruch, währenddessen 
Zwangsabtreibung und -sterilisation bei nicht arischen oder behinderten Frauen legitimiert wurden.  Seit 
1943 wurde das Abtreibungsrecht nochmals verschärft, indem die Todesstrafe eingeführt wurde, so die 
„Lebenskraft des deutschen Volkes“  beeinträchtigt würde. Gleichzeitig wurden Beratungsstellen und 
Einrichtungen, die über Empfängnisverhütung aufklärten, verboten und geschlossen, der Zugang zu Ver-
hütungsmitteln weitestgehend versperrt. Unter §219a des Strafgesetzbuches wurde seit 1933 die Infor-
mation von Ärzt*innen zum Schwangerschaftsabbruch als „Werbung“ unter Strafe gestellt. 
 
Nach dem Zweiten Weltkrieg galt in der sowjetischen Besatzungszone der §218 des Strafgesetzbuches, 
der den Schwangerschaftsabbruch unter Strafe stellt, in einer liberalen Fassung (medizinische, krimino-
logische und soziale Indikationen einschließend). Die Bestrafung nach §218 war indes außer Kraft ge-
setzt. In den drei Westzonen galt das Recht des Dritten Reiches zunächst weiter. Nach Gründung der 
DDR beschloss die Volkskammer 1950 das „Gesetz über den Mutter- und Kinderschutz und die Rechte 
der Frau“. Dieses Gesetz setzte den §218 StGB zwar explizit außer Kraft, führte aber eine enge „Indika-
tionenregelung“ nunmehr außerstrafrechtlich ein. Der §11 des neuen Gesetzes besagte: „Im Interesse 
des Gesundheitsschutzes der Frau und der Förderung der Geburtenzunahme ist eine künstliche Unter-
brechung der Schwangerschaft nur zulässig, wenn die Austragung des Kindes das Leben oder die Ge-
sundheit der schwangeren Frau ernsthaft gefährdet oder wenn ein Elternteil mit schwerer Krankheit 
belastet ist.“ Frauen, die einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen lassen wollten, mussten sich einer 

                                                            
1 Frauen* steht hier für alle Menschen, die schwanger werden können – unabhängig davon, ob sie sich als Frau 
identifizieren. 
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Kommission stellen, die diese Indikation zu überprüfen hatte. Im Westen traten die nationalsozialisti-
schen Bestimmungen nur sehr allmählich außer Kraft. Eine medizinische Indikation gab es zwar im §218 
noch nicht, einzelne Bundesländer orientierten sich indes an der Reichsgerichtsentscheidung von 1927, 
ließen den Ärzten Spielraum für Einzelfallentscheidungen und tolerierten zum Teil weit gefasste medizi-
nische Indikationen. Rechtsverordnungen auf kommunaler Ebene sahen amtsärztliche oder andere Prüf-
verfahren vor. 
 
Verbandsgründung 1952: Verhütung und Schwangerschaftsabbruch illegal 

1952 wurde pro familia in Kassel gegründet. Kurz nach dem Krieg waren Verhütungsmittel und das Wis-
sen darüber schwer zugänglich. Viele Frauen nahmen illegale Abtreibungen vor, die Folgen waren 
schwere gesundheitliche Schäden bis hin zu Todesfällen. Die Gründungsmitglieder von pro familia, über-
wiegend aus ärztlichen Berufen kommend und im medizinischen Bereich tätig, konzentrierten sich zu-
nächst vornehmlich darauf, aufzuklären und wirksame Prävention von ungewollten Schwangerschaften 
zu leisten. Ihr Slogan: „Jedes Kind hat ein Recht erwünscht zu sein“. Ihr Ziel war die Bekämpfung der 
physischen und psychischen Schäden durch Schwangerschaftsabbrüche durch intensive Aufklärung über 
Verhütungsmethoden und durch Öffentlichkeitsarbeit für die Idee einer Familienplanung. Denn immer 
noch galt die Himmlersche Polizeiverordnung, laut der es verboten war, Verhütungsmittel herzustellen 
und zu vertreiben. Erst 1961 wurde diese Polizeiverordnung formal abgeschafft, wirkte in den Köpfen 
jedoch weiter, so dass Verhütungsmittel nur schwer erhältlich waren und kaum Ärzt*innen darüber in-
formierten. 
 
Eine umwälzende Herausforderung stellte in den 1960er-Jahren die Entwicklung und Verbreitung oraler 
Kontrazeptiva dar. Durch die „Pille“ wurde es für Frauen erstmals möglich, Sexualität und Fruchtbarkeit 
zu entkoppeln. Allerdings erfolgte die Verordnung durch die Ärzte anfangs sehr zögerlich. Als „grüne 
Bombe“ bezeichnet wurde die Pille als eine Bedrohung für die Moral in der Gesellschaft reklamiert. Der 
Einfluss der katholischen Sanktionierung von Verhütung wirkt immer noch deutlich in alle Bereiche der 
Gesellschaft hinein. Erst Ende der 60er, vor allem in den 70er  Jahren setzten im Gefolge der studenti-
schen Bewegung gegen das starre konservative System gesellschaftliche Umwälzungen ein. Eine zweite 
Welle der Frauenbewegung trug dazu bei, dass mehr und mehr auch die Veränderung der Stellung der 
Frau in Gesellschaft, Arbeitswelt, Partnerschaft und Familie gefordert wurde. Das Recht auf Familienpla-
nung wurde 1968 international zum Menschenrecht erklärt (Konferenz von Teheran). 
 
pro familia setzte sich in der BRD nachhaltig für ungehinderte Entscheidungsmöglichkeiten von Frauen 
über ihre Fruchtbarkeit und für den Zugang zu Verhütung ein und nahm damit eine herausragende ge-
sellschaftliche Position ein. Zum anderen zeichnete sich die Stellung von pro familia dadurch aus, dass 
sie mögliche negative Nebenwirkungen hormoneller Empfängnisverhütung schon zu dieser Zeit kritisch 
beleuchtete. In Bezug auf den Schwangerschaftsabbruch setzte sich pro familia für eine Liberalisierung 
der strafrechtlichen Regelung des Schwangerschaftsabbruchs ein und begrüßte „jede Änderung des 
Strafrechts, welche zu einer Minderung sozial- und gesundheitspolitisch schädlicher Wirkungen bei-
trägt“. 
 
1965: Indikationenmodell in der DDR 

In der DDR wurde vor allem von Gesundheitsexpert*innen sowie Frauen- und Gesundheitspolitiker*in-
nen zunehmend gefordert, §11 des Mutter- und Kinderschutzgesetzes durch eine soziale Indikation zu 
erweitern. Illegale Schwangerschaftsabbrüche als Folge der häufigen Ablehnung von Anträgen zur Be-
willigung eines Schwangerschaftsabbruchs durch die Prüfungskommissionen gefährdeten die Gesund-
heit von Frauen und konnten als gesellschaftliches Problem nicht mehr verleugnet werden. 1965 wurde 
die „Instruktion zur Anwendung des §11“ erlassen, die den Kommissionen eine Genehmigung des 
Schwangerschaftsabbruchs auch bei einer erweiterten medizinischen sowie einer sozialen Indikation er-
möglichte. Allerdings wurden auch diese Indikationen streng gehandhabt und illegale Abbrüche blieben 
weiterhin sehr häufig. Mit den Liberalisierungen des Abtreibungsrechts in östlichen Nachbarländern 
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setzte zudem ein „Abtreibungstourismus“ ein. Dennoch war die Stellung der Frau in der Gesellschaft 
insgesamt deutlich fortschrittlicher als in der BRD: Die Frauen waren i.d.R. voll berufstätig, es gab ein 
Netz an Kinderbetreuungsmöglichkeiten. Auch dies waren Schritte, die schon 1950 mit dem Gesetz zum 
Schutz von Mutter und Kind eingeleitet worden waren. 
 
1970er Jahre: Reform des §218 StGB und Modellberatungsstellen 

Erst seit 1969 galt in der BRD der §218 wieder in der Fassung von 1926, das heißt ein Schwangerschafts-
abbruch wurde lediglich als Vergehen bestraft, nicht mehr als Verbrechen. In den 1970er-Jahren setzten 
im Zuge der politischen Veränderungen und Debatten auch massive Vorstöße zu einer weitergehenden 
Reform des Abtreibungsrechts ein.  Die Vorschläge reichten von der Einführung einer Fristenlösung bis 
zur Forderung nach völliger Streichung des §218 StGB aus dem Strafgesetzbuch. 
 
Auch bei pro familia waren der Beginn der 70er Jahre und die Folgejahre von der Diskussion um den 
§218 StGB bestimmt. Der bestehende §218 StGB wurde als unhaltbar gesehen, jedoch existierten un-
terschiedliche Meinungen über seine zukünftige Gestaltung. 1971 wurde im Verband über zwei Mög-
lichkeiten der inhaltlichen Neugestaltung – die Fristenlösung und die Indikationslösung – eine Abstim-
mung durchgeführt. Da keine der Lösungen eine Mehrheit erhielt, wurde beschlossen, das Abstim-
mungsergebnis nicht zu veröffentlichen. pro familia beschränkte sich im Folgenden darauf, auf die Not-
wendigkeit einer umfassenden Aufklärung und Beratung über präventive Familienplanung hinzuweisen. 
 
Die DDR führte 1972 die Fristenlösung ein. Die Volkskammer der DDR hatte ein Gesetz zum „Selbstbe-
stimmungsrecht der Frauen über einen Schwangerschaftsabbruch mit Fristenregelung“ beschlossen. 
Der Schwangerschaftsabbruch war somit außerstrafrechtlich geregelt, war bis zur 12. Woche straffrei 
möglich, als Gesundheitsleistung unentgeltlich und Verhütungsmittel wurden kostenfrei auf ärztliche 
Verordnung verordnet. 
 
1973 plante die Bunderegierung im Zuge der Reform des §218 StGB flankierenden Maßnahmen und 
beauftragte pro familia, Beratungsstellen zu Modellberatungsstellen auszubauen (Frankfurt am Main, 
Köln, Mainz und Stuttgart) sowie eine weitere neue Beratungsstelle einzurichten (Freiburg). pro familia 
zum Bundesprogramm „Modellberatungsstellen“: „Zweierlei soll durch dieses Modellprogramm er-
reicht werden: einmal sollen mit den Möglichkeiten der Konzeptionsregelung möglichst viele Leute prak-
tisch vertraut gemacht werden, um die Gefahren unerwünschter Schwangerschaften zu verhindern und 
dadurch Abtreibungen zu vermeiden. Zum anderen soll dann, wenn eine Frau eine Schwangerschaft ab-
brechen will, auf alle Möglichkeiten und Konsequenzen aufmerksam gemacht werden. pro familia ver-
steht ihre Arbeit in der Weise, dass sie dem mündigen Bürger, im Rahmen der jeweils gültigen gesetzli-
chen Bestimmungen, Entscheidungshilfen zu geben versucht. pro familia kann es jedoch nicht verant-
worten, dass bei einer Beratung vor einem Schwangerschaftsabbruch Druck in einer Weise ausgeübt 
wird, dass Entscheidungen in der einen oder anderen Richtung fallen.“ (Pressemitteilung 3/1974) 
 
In der BRD trat im Juni 1976 schließlich eine neue Fassung des §218 StGB mit einem erweiterten Indika-
tionenmodell in Kraft. Vorausgegangen war das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes von 1975, dass 
die grundsätzliche Strafbarkeit des Schwangerschaftsabbruchs konstatierte, die Priorisierung des Schut-
zes des ungeborenen Lebens vor dem Selbstbestimmungsrecht der Frau und eine „grundsätzliche Ge-
bärpflicht“. Der reformierte §218 StGB folgte dem. Schwangerschaftsabbruch wurde nach wie vor als 
Straftat gegen das Leben sanktioniert. Von einer Bestrafung der betroffenen Frauen und der durchfüh-
renden Ärztinnen und Ärzte sollte aber abgesehen werden, wenn eine von vier Indikationen für einen 
Schwangerschaftsabbruch vorlag. Dabei handelte es sich um die medizinische Indikation (Gefahr für Le-
ben und Gesundheit der Schwangeren), die eugenische Indikation (Gefährdung der Gesundheit des Emb-
ryos bzw. des Kindes), die kriminologische Indikation (Schwangerschaft als Folge einer Straftat) und die 
Notlagenindikation. Letztere umfasste soziale und persönliche Umstände, die es einer Frau unmöglich 
erscheinen ließen, die Schwangerschaft auszutragen. Alle Indikationen mussten von einer Ärztin oder 
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einem Arzt festgestellt werden. Dies durften jedoch nicht die Ärzt*innen sein, die den Schwangerschafts-
abbruch durchführten. Entsprechend der noch gültigen Reichsversicherungsordnung wurden die Kosten 
für indizierte Schwangerschaftsabbrüche von den Krankenkassen übernommen. Vor einem Schwanger-
schaftsabbruch musste sich die Frau in einer staatlich anerkannten Beratungsstelle beraten lassen. Diese 
Beratung war zwar laut Urteil des BVerfG von 19752 letztlich mit dem Schutz des ungeborenen Lebens 
begründet, war aber eher sozial ausgerichtet und nicht von der Zielorientiertheit des heutigen §219 ge-
kennzeichnet. Der gesetzliche Auftrag führte indes zum Aufbau eines flächendeckenden Netzes an Be-
ratungsstellen, von denen auch pro familia profitierte. Vorherige Modellprojekte erhielten eine stabilere 
Finanzierungsgrundlage und hauptamtliche Mitarbeiterinnen konnten die Arbeit aufnehmen. 
 
Erfahrungen mit der Änderung des § 218 StGB führten zu einer verschärften Reflexion des Verbands 
über die eigene Arbeit. 1979 richtet der pro familia Landesverband Bremen ein Institut für Familienpla-
nung und Sexualberatung ein. Das Hauptanliegen war, Frauen in Deutschland Schwangerschaftsabbrü-
che mit sicheren und modernen Methoden in einer akzeptierenden Atmosphäre anzubieten. Denn zu 
dieser Zeit gab es keine hinreichenden Versorgungsangebote und Frauen mussten für einen Schwanger-
schaftsabbruch in der Regel nach Holland fahren. Erstmals wurde im Institut im Rahmen eines vom Bun-
desministerium für Jugend, Ehe und Familie geförderten Modellprojekts der ambulante Schwanger-
schaftsabbruch erprobt. Damit sollte den massiven Versorgungsengpässen in Deutschland entgegenge-
treten werden. 
 
1983 gab es von konservativen Kräften den Vorstoß, die volle Finanzierung der Schwangerschaftsabbrü-
che durch die Krankenkassen zu kippen. Ein vor dem Bundesverfassungsgericht anhängiges Verfahren 
dazu veranlasste pro familia, zu einer Demonstration in Karlsruhe aufzurufen. Die dort geäußerten For-
derungen betrafen nicht nur die Finanzierung von Schwangerschaftsabbrüchen: „Die in der jetzigen Fas-
sung des §218 StGB festgeschriebene Indikationslösung, die in jedem Einzelfall zusätzlich eine Zwangs-
beratung voraussetzt, wird der Problematik des Schwangerschaftsabbruchs unserer Auffassung nach 
nicht gerecht. Bei der Diskussion um die konkrete Ausgestaltung einer entsprechenden Strafrechtsän-
derung sollte die Perspektive einer ersatzlosen Streichung des §218 StGB, also einer Lösung des Prob-
lems mit anderen als strafrechtlichen Mitteln, nicht ausgeschlossen werden.“ (Pressemitteilung am 
26.02.1983) 
 
Das damalige Indikationenmodell übergab die Entscheidung und die Verantwortung nicht den Frauen, 
sondern verlagerte sie auf die Ärzt*innen, die nicht nur das Vorliegen einer medizinischen, eugenischen 
oder kriminologischen Indikation, sondern auch eine soziale Notlage festzustellen hatten. Außerdem 
verstieß die verordnete Beratungspflicht gegen das Prinzip der Freiwilligkeit als notwendige Vorausset-
zung einer qualifizierten und sachgerechten Beratung. 1986 verabschiedete die pro familia Delegierten-
versammlung den Beschluss: „Der Verband setzt sich für die ersatzlose Streichung des §218 StGB ein.“ 
Die Begründung des Antrags in der Versammlung lautete: „Zehn Jahre Erfahrungen mit dem §218 haben 
gezeigt, dass der Strafcharakter des §218 in der Rechtswirklichkeit keine Bedeutung hat, dass Frauen 
verantwortlich mit ihrer Fruchtbarkeit und ihrer gesellschaftlichen Aufgabe umgehen, dass es keinen 
Anhaltspunkt für die Behauptung gibt, Frauen würden nach Streichung des §218 aus dem StGB häufiger 
oder später zum Schwangerschaftsabbruch gehen.“ Dieser Beschluss wurde nicht von allen Landesver-
bänden geteilt, manche fühlten sich von dem ad hoc eingereichten Dringlichkeitsantrag auf der Dele-
giertenversammlung überrumpelt. Der Bundesvorstand beschloss daraufhin, den Beschluss öffentlich 
zu vertreten, gleichzeitig aber über die Minderheitenposition zu informieren. 
 
  
                                                            
2 Das Bundesverfassungsgericht urteilte am 25. Februar 1975, dass die von SPD und FDP damals ausgearbeitete 
Fristenregelung der Verpflichtung des Gesetzgebers zum Schutz menschlichen Lebens nicht gerecht werde. Jenes 
Schutzrecht ergebe sich aus dem Grundgesetz (Artikel 2, Absatz 2, Satz 1 in Verbindung mit Artikel 1, Absatz 1). 
Der Staat habe die Pflicht, diesen Schutz des ungeborenen Lebens zu gewährleisten. Der Lebensschutz habe zu-
dem Priorität vor den Persönlichkeitsinteressen der Frau. 
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Gesetzliche Neuregelung nach der Wiedervereinigung 

Mit der Vereinigung von BRD und DDR lag im Jahr 1990 das Thema Schwangerschaftsabbruch und §218 
StGB erneut auf den Tischen von Politik und Justiz. In den neuen Bundesländern galt die seit 1972 ein-
geführte außerstrafrechtliche Fristenlösung. Der Einigungsvertrag drohte an diesen unterschiedlichen 
Regelungen zu scheitern. Gegen eine pauschale Übernahme der westdeutschen Regelung wehrten sich 
in den neuen Ländern die Politiker*innen aller Parteien, aber auch eine breite Öffentlichkeit. Im Eini-
gungsvertrag wurde schließlich vereinbart, den gesamtdeutschen Gesetzgeber zu verpflichten, ein 
neues Gesetz zum Schwangerschaftsabbruch zu erarbeiten. Bis dahin galt unterschiedliches Recht in den 
alten und neuen Bundesländern. Allerdings gab der Einigungsvertrag eine Zielstellung vor, die eindeutig 
in Richtung eines § 218 und einer Beratungspflicht weist. Zudem sollten ab sofort auch Schwanger-
schaftsberatungsstellen in den neuen Bundesländern gegründet werden.  
 
Seit vielen Jahren hatte es eine enge fachliche Zusammenarbeit zwischen pro familia und der Sektion 
Ehe und Familie der Gesellschaft für Sozialhygiene in der DDR gegeben. Die in dieser Gesellschaft Aktiven 
waren häufig auch zugleich als Therapeut*innen, Berater*innen und Wissenschaftler*innen im Rahmen 
der Ehe – und Sexualberatung in der DDR tätig. Da nach der Wende diese Strukturen zerschlagen wur-
den, existierten diese Angebote nicht mehr. Es waren sehr oft diese Akteure, die –unterstützt von pro 
familia Landesverbänden – in den neuen Bundesländern erste Beratungsstellen gründeten. Damit 
konnte gesichert werden, dass pro familia als maßgeblicher nicht konfessioneller Träger und qualifizier-
ter Fachverband auch in den neuen Bundesländern präsent wurde. 
 
Im Juli 1992 trat das „Gesetz zum Schutz des vorgeburtlichen/werdenden Lebens, zur Förderung einer 
kinderfreundlicheren Gesellschaft, für Hilfen im Schwangerschaftskonflikt und zur Regelung des 
Schwangerschaftsabbruchs“ (Schwangeren- und Familienhilfegesetz, SFHG) in Kraft. Es beinhaltete Ein-
griffe in zahlreiche bestehende Gesetze, veränderte und ergänzte zum Beispiel im Strafgesetz-buch die 
§§218, 218a, 218b, 219, 219a, 219b (d.h. der 218 wurde nicht außer Kraft gesetzt, nur reformiert) und 
setzte die in den neuen Bundesländern gültigen Regelungen außer Kraft. 
 
Dieses SFHG, das einer Fristenlösung sehr nahekam, galt aber nur vorübergehend. Auf Grund politischer 
Interventionen verfügte das angerufene Bundesverfassungsgericht im Mai 19933 eine Übergangsrege-
lung und gab die grundsätzlichen Ausgangspunkte und Begründungen für eine gesetzliche Neuregelung 
vor. Anknüpfend an das Urteil von 1975 wurde am grundsätzlichen strafrechtlichen Verbot des Schwan-
gerschaftsabbruchs, der Gebärpflicht der Frau und der Priorisierung des Lebensschutzes vor dem Selbst-
bestimmungsrecht der Frau festgehalten. Der Schutzauftrag für das „ungeborene Leben“ wurde damit 
untersetzt, dass ihm bereits Menschenwürde zukäme. Dem gesellschaftlichen Druck folgend wurde zwar 
die Ausnahme eines Abbruchs auf eigen Wunsch der Frau vorgesehen, aber unter engen Voraussetzun-
gen, die den Lebensschutz des Ungeborenen sichern sollen. Dazu sollte auch eine zielorientierte Pflicht-
beratung gehören. Es folgte eine Phase heftiger politischer Auseinandersetzungen, die in einen Kompro-
miss mündeten, der von einer ausreichenden Mehrheit im Kabinett, im Bundestag und im Bundesrat 
getragen war. Protest blieb ungehört. Der reformierte §218 ff und das ihm zugeordnete Schwangeren- 
und Familienhilfe-Änderungsgesetz (SFHÄndG)4 traten mit wiederum verändernder Wirkung auf alle 
den Schwangerschaftsabbruch betreffenden Gesetze am 1. Oktober 1995 in Kraft. 
                                                            
3 1993 argumentierte das Bundesverfassungsgericht nicht nur – wie 1975 – mit dem Lebensschutz als Pflicht des 
Staates und dem Embryo als Schutzobjekt, sondern mit eigenen Rechten des Embryos. Dieser sei, zumindest vom 
Zeitpunkt der Einnistung der befruchteten Eizelle in die Gebärmutter an, ein der Frau grundsätzlich gleichrangiges 
Rechtssubjekt mit Menschenwürde und Lebensrecht. 
 
4 Das Schwangeren- und Familienhilfeänderungsgesetz (SFHÄndG) enthält als Art. 1 eine Änderung des Gesetzes 
über Aufklärung, Verhütung, Familienplanung und Beratung, das die Überschrift Schwangerschaftskonfliktgesetz 
(SchKG) erhält. Art. 5 enthält das Gesetz zur Hilfe für Frauen bei Schwangerschaftsabbrüchen in besonderen Fäl-
len. Die weiteren Artikel enthalten Änderungen zahlreicher Gesetze, z. B. des SGB V über die Krankenversicherung 
und des Strafgesetzbuches. 
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Diese gesetzliche Regelung lässt weiterhin grundlegende Forderungen von pro familia unberücksichtigt. 
Der Schwangerschaftsabbruch gilt gemäß §218 StGB grundsätzlich als strafbar. Dieser Straftatbestand 
gilt aber dann als nicht verwirklicht, wenn die betroffene Frau sich mindestens drei Tage vor dem Eingriff 
einer Beratung nach §219 StGB unterzogen hat und der Eingriff innerhalb von 12 Wochen nach der Emp-
fängnis durch eine*n Ärzt*in durchgeführt wird oder ein Abbruch nach ärztlicher Indikation durchge-
führt wird. 
 
Schwangerschaftsabbrüche ohne Indikation werden nicht von den Krankenkassen finanziert, sondern 
müssen grundsätzlich von den Frauen selbst bezahlt werden. Es gibt in Folge des SFHÄndG eine Kosten-
übernahmeregelung für Frauen, deren Einkommen unterhalb einer festgesetzten Grenze liegt („Gesetz 
zur Hilfe für Frauen bei Schwangerschaftsabbrüchen in besonderen Fällen“ – heute Bestandteil des 
SchKG, §19ff)). Als nicht rechtswidrig gelten Schwangerschaftsabbrüche nach einer medizinischen oder 
kriminologischen Indikation. Dass die Krankenkassen – auf der Basis der Regelungen im Strafgesetz – die 
Kosten für Schwangerschaftsabbrüche ohne Indikation nicht übernehmen, stellt nach Ansicht von pro 
familia eine zusätzliche Diskriminierung von ungewollt schwangeren Frauen dar. Die Kostenübernahme 
in besonderen Fällen ist dafür nur ein unzureichender Ausweg. Für die betroffenen Frauen entstehen 
zusätzliche Wege und zeitliche Hürden. 
 
Eine zielorientierte Pflicht zur Beratung vor einem Schwangerschaftsabbruch wird von pro familia aus 
fachlichen und menschenrechtlichen Erwägungen abgelehnt. Die Beratungspflicht führt zudem dazu, 
dass Frauen, die zu einem Schwangerschaftsabbruch bereits entschlossen sind, eine zeitliche Verzöge-
rung hinnehmen müssen, die eine unnötige Belastung darstellt und wird als Überredungsversuch wahr-
genommen, der einen offenen Begegnung im Wege steht. Eine mit Strafandrohung erzwungene Bera-
tung steht im Widerspruch zu wissenschaftlich begründeten und ethischen Grundsätzen der Beratung. 
Im Gefolge des SchKG entwickelte sich ein stabiles Netz an Beratungsstellen und die Breite des Bera-
tungsprofils und die Professionalität der Arbeit in diesem Bereich erweiterten sich deutlich. Dieses Netz 
gilt es zu sichern und zukunftsorientiert und bedarfsgerecht auszubauen, auch ohne strafrechtliche Re-
gelung des Schwangerschaftsabbruchs in den §§218/219 StGB. 
 
In 2012 hinterlegte pro familia seine Position zum Schwangerschaftsabbruch mit einem umfassenden 
Antrag der Bundesdelegiertenversammlung.5 
 
2021: 150 Jahre Kriminalisierung sind genug! 

Seit 35 Jahren hält pro familia an der Forderung fest, dass die im deutschen Strafgesetzbuch verankerten 
Maßnahmen gegen Frauen, die auf eigenen Wunsch ihre Schwangerschaft abbrechen lassen, gestrichen 
werden. Außerdem muss ein ungehinderter und straffreier Zugang zu qualifizierter Gesundheitsversor-
gung und zu medizinischen Methoden des Schwangerschaftsabbruchs auch ohne verpflichtende Bera-
tung für alle Frauen gewährleistet sein. Der Zugang zu Methoden und Einrichtungen für den Schwanger-
schaftsabbruch muss unabhängig von den individuellen finanziellen Ressourcen sichergestellt werden. 
Ärzt*innen und medizinisches Personal dürfen nicht mit Strafe bedroht werden, wenn sie auf Wunsch 
von Frauen einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen. Es muss eine gute medizinische Versorgung 
und Beratung bei Schwangerschaftsabbrüchen auch in der fortgeschrittenen Schwangerschaft gewähr-
leistet sein. Eine weitere Forderung ist, dass der Schwangerschaftsabbruch Teil der gynäkologischen 
Ausbildung werden sollte. Und last but not least: Jegliche Art von gesellschaftlicher oder sozialer Stig-
matisierung von Frauen, die einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen lassen, muss aufgedeckt und 
unterbunden werden. 
 

pro familia Bundesverband, März 2021 

                                                            
5 pro familia (2012): Das Recht der Frau auf selbstbestimmte Entscheidung. pro familia Position zum Schwanger-
schaftsabbruch. Frankfurt am Main: pro familia Bundesverband  



<<

  /ASCII85EncodePages false

  /AllowTransparency false

  /AutoPositionEPSFiles true

  /AutoRotatePages /None

  /Binding /Left

  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)

  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)

  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)

  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)

  /CannotEmbedFontPolicy /Error

  /CompatibilityLevel 1.4

  /CompressObjects /Tags

  /CompressPages true

  /ConvertImagesToIndexed true

  /PassThroughJPEGImages true

  /CreateJobTicket false

  /DefaultRenderingIntent /Default

  /DetectBlends true

  /DetectCurves 0.0000

  /ColorConversionStrategy /CMYK

  /DoThumbnails false

  /EmbedAllFonts true

  /EmbedOpenType false

  /ParseICCProfilesInComments true

  /EmbedJobOptions true

  /DSCReportingLevel 0

  /EmitDSCWarnings false

  /EndPage -1

  /ImageMemory 1048576

  /LockDistillerParams false

  /MaxSubsetPct 100

  /Optimize true

  /OPM 1

  /ParseDSCComments true

  /ParseDSCCommentsForDocInfo true

  /PreserveCopyPage true

  /PreserveDICMYKValues true

  /PreserveEPSInfo true

  /PreserveFlatness true

  /PreserveHalftoneInfo false

  /PreserveOPIComments true

  /PreserveOverprintSettings true

  /StartPage 1

  /SubsetFonts true

  /TransferFunctionInfo /Apply

  /UCRandBGInfo /Preserve

  /UsePrologue false

  /ColorSettingsFile ()

  /AlwaysEmbed [ true

  ]

  /NeverEmbed [ true

  ]

  /AntiAliasColorImages false

  /CropColorImages true

  /ColorImageMinResolution 300

  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleColorImages true

  /ColorImageDownsampleType /Bicubic

  /ColorImageResolution 300

  /ColorImageDepth -1

  /ColorImageMinDownsampleDepth 1

  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeColorImages true

  /ColorImageFilter /DCTEncode

  /AutoFilterColorImages true

  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG

  /ColorACSImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /ColorImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /JPEG2000ColorACSImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /JPEG2000ColorImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /AntiAliasGrayImages false

  /CropGrayImages true

  /GrayImageMinResolution 300

  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleGrayImages true

  /GrayImageDownsampleType /Bicubic

  /GrayImageResolution 300

  /GrayImageDepth -1

  /GrayImageMinDownsampleDepth 2

  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeGrayImages true

  /GrayImageFilter /DCTEncode

  /AutoFilterGrayImages true

  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG

  /GrayACSImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /GrayImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /JPEG2000GrayACSImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /JPEG2000GrayImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /AntiAliasMonoImages false

  /CropMonoImages true

  /MonoImageMinResolution 1200

  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleMonoImages true

  /MonoImageDownsampleType /Bicubic

  /MonoImageResolution 1200

  /MonoImageDepth -1

  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeMonoImages true

  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode

  /MonoImageDict <<

    /K -1

  >>

  /AllowPSXObjects false

  /CheckCompliance [

    /None

  ]

  /PDFX1aCheck false

  /PDFX3Check false

  /PDFXCompliantPDFOnly false

  /PDFXNoTrimBoxError true

  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [

    0.00000

    0.00000

    0.00000

    0.00000

  ]

  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true

  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [

    0.00000

    0.00000

    0.00000

    0.00000

  ]

  /PDFXOutputIntentProfile ()

  /PDFXOutputConditionIdentifier ()

  /PDFXOutputCondition ()

  /PDFXRegistryName ()

  /PDFXTrapped /False



  /CreateJDFFile false

  /Description <<



    /BGR <>

    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>

    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>

    /CZE <>

    /DAN <>

    /DEU <>

    /ESP <>

    /ETI <>

    /FRA <>

    /GRE <>



    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)

    /HUN <>

    /ITA <>

    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>

    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>

    /LTH <>

    /LVI <>

    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)

    /NOR <>

    /POL <>

    /PTB <>

    /RUM <>

    /RUS <>

    /SKY <>

    /SLV <>

    /SUO <>

    /SVE <>

    /TUR <>

    /UKR <>

    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)

  >>

  /Namespace [

    (Adobe)

    (Common)

    (1.0)

  ]

  /OtherNamespaces [

    <<

      /AsReaderSpreads false

      /CropImagesToFrames true

      /ErrorControl /WarnAndContinue

      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false

      /IncludeGuidesGrids false

      /IncludeNonPrinting false

      /IncludeSlug false

      /Namespace [

        (Adobe)

        (InDesign)

        (4.0)

      ]

      /OmitPlacedBitmaps false

      /OmitPlacedEPS false

      /OmitPlacedPDF false

      /SimulateOverprint /Legacy

    >>

    <<

      /AddBleedMarks false

      /AddColorBars false

      /AddCropMarks false

      /AddPageInfo false

      /AddRegMarks false

      /ConvertColors /ConvertToCMYK

      /DestinationProfileName ()

      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK

      /Downsample16BitImages true

      /FlattenerPreset <<

        /PresetSelector /MediumResolution

      >>

      /FormElements false

      /GenerateStructure false

      /IncludeBookmarks false

      /IncludeHyperlinks false

      /IncludeInteractive false

      /IncludeLayers false

      /IncludeProfiles false

      /MultimediaHandling /UseObjectSettings

      /Namespace [

        (Adobe)

        (CreativeSuite)

        (2.0)

      ]

      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK

      /PreserveEditing true

      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged

      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile

      /UseDocumentBleed false

    >>

  ]

>> setdistillerparams

<<

  /HWResolution [2400 2400]

  /PageSize [612.000 792.000]

>> setpagedevice



